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Christopher Vogt zu TOP 25 "Ganztagsbetreuung im
Grundschulalter früher umsetzen"

In seiner Rede zu TOP 25 (Ganztagsbetreuung im Grundschulalter früher umsetzen	–

Betreuungslücken schließen) erklärt der bildungspolitische Sprecher der FDP-

Landtagsfraktion, Christopher Vogt:

„Die Umsetzung des flächendeckenden Ganztagsangebotes für die Kinder im Grundschulalter ist

eine der wichtigsten bildungspolitischen Aufgaben der nächsten Jahre. Und die Landesregierung

muss sich hier jetzt wirklich beeilen. Das Jahr 2026 ist ja nun wirklich nicht mehr weit weg. Es

braucht vielerorts noch immer erhebliche Investitionen in geeignete Räumlichkeiten, die jetzt

geplant werden müssen, damit sie rechtzeitig fertiggestellt werden.

Aber die größte Sorge bereitet mir, dass wir jetzt schon mit einem großen Fachkräftemangel in

den benötigten Berufen zu kämpfen haben, so dass man sich konzeptionell ehrlicherweise auf

dieses Problem einstellen muss. Wir hatten in der Zeit der Jamaika-Koalition auf Bundesebene

erfolgreich darauf hinwirken können, dass sich der Bund umfangreicher, als zunächst geplant,

finanziell beim Ganztagsangebot beteiligt. Wir kennen das finanzielle Problem bei der Umsetzung

eines solchen Rechtsanspruchs für die Länder und die Kommunen ja schließlich alle noch sehr gut

von der U3-Betreuung, also der Betreuung in der Krippe.

Mit Blick auf das, was wir vom Bildungsministerium bisher zu den Vorbereitungen beim Thema

Ganztagsausbau gehört und gesehen haben bzw. noch nicht gehört und gesehen haben, habe ich

große Zweifel, dass wir in Schleswig-Holstein in ausreichendem Maße vorbereitet sind. Ich kann

nicht beurteilen, ob wir hier im Zeitplan liegen oder nicht, da mir ein transparenter Zeitplan gar

nicht bekannt ist. Angesichts der beschriebenen Herausforderungen müsste das

Bildungsministerium eigentlich in hektische Betriebsamkeit verfallen, um in der wenigen

verbliebenen Zeit den Rechtsanspruch ab dem Jahr 2026 zumindest einigermaßen

flächendeckend erfüllen zu können.

Stattdessen hören wir im Bildungsausschuss von der Ministerin, dass die inhaltliche Ausgestaltung

des Ganztages erst erfolgen könne, wenn der Bund seine Anforderungen weiter konkretisiert

habe. Bei einem ersten Treffen der nicht gerade ganz kleinen Arbeitsgruppe Ganztag im Juni 2021

wurde sich darauf verständigt, eine ‚Sachstandserhebung durchzuführen‘. Das ist ja noch

nachvollziehbar. Ministerin Prien hatte dann im November zugesagt, dass diese Arbeitsgruppe



wieder ‚spätestens zu Beginn des ersten Quartals 2023 tagen‘ solle, was also irgendwann jetzt der

Fall sein müsste. Ich bin jetzt sehr gespannt, was anderthalb Jahre Sachstandserhebung ergeben

haben.

Es ist doch allen klar: Schleswig-Holstein steht beim Ausbau des Ganztagsangebotes im Vergleich

zu anderen Bundesländern noch nicht gut da. Da passt es leider auch ins Bild, dass Schleswig-

Holstein auf dem drittletzten Platz bei der Mittelabrufung beim Ganztag gelandet ist und nicht

einmal zwei Drittel der Mittel abrufen konnte. Es fällt doch auf, dass diese Landesregierung auch

im Bildungsbereich immer gern und sehr dynamisch finanzielle Forderungen an den Bund richtet,

die vorhandenen Mittel aber gleichzeitig zu langsam abruft und dann dafür schlechte Ausreden

präsentiert.

Auch in dieser Phase ist es völlig unzureichend, mit dem Finger auf den Bund zu zeigen. Man hätte

schon längst viel aktiver sein und sich auch mit den möglichen Partnern z.B. aus dem Musik- und

Kulturbereich an einen Tisch setzen müssen, um Pläne zu schmieden. Meinetwegen auch an einen

Runden Tisch. Dass der Ganztag auch ohne langes Abwarten vorangetrieben werden kann, sehen

wir in direkter Nachbarschaft, nämlich in Hamburg: Dort wird der Ganztag seit Jahren

kontinuierlich ausgebaut und wird heute für alle Kinder bis 14 Jahre kostenlos angeboten und

steht aktuell bei einer bemerkenswerten Teilnahmequote von 85 Prozent. Nun kann man einen

Stadtstaat bei solchen Themen nicht eins zu eins mit Schleswig-Holstein vergleichen, aber es zeigt

ja sehr deutlich die völlig unterschiedlichen Herangehensweisen der zuständigen Ministerien bzw.

Behörden.

Den SPD-Antrag finde ich zwar nicht komplett unsympathisch, aber mit Blick auf den aktuellen

Stand erscheint mir eine Umsetzung leider nicht realistisch. Wir sollten uns jedoch so oder so im

nächsten Bildungsausschuss vertiefend mit diesem wichtigen Thema beschäftigen, damit es

endlich schneller vorangeht.“
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